
§ 19 StEG.
Das Herstellen von Schriftstücken, die staatsfeindliche 

Äußerungen enthalten, ist ohne Rücksicht darauf, wer 
der geistige Urheber des Inhalts ist, als staatsgefähr­
dende Hetze im Sinne des § 19 StEG zu werten.

BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 16. Juni 1959 — 1 BS 
58/59.

Die 22jährige Angeklagte R. ist die Tochter des selbstän­
digen Bäckermeisters K., der ein Feind der Deutschen 
Demokratischen Republik ist und wegen schwerer staats- 

, gefährdender Propaganda und Hetze vom erkennenden 
Senat bereits verurteilt wurde. Sie besuchte von 1943 bis 
1951 die Volksschule in M. und im Anschluß daran die 
Berufsschule in Z. Einen Beruf hat sie nicht erlernt, son­
dern ist bis 1955 im Haushalt ihrer Eltern und zuletzt im 
VEB S. als kaufmännische Angestellte tätig gewesen.

Obwohl die Angeklagte sechs Jahre unsere neue demo­
kratische Schule besuchte, hat sie nach ihrer Schulentlas­
sung kein Interesse am gesellschaftlichen Leben gezeigt. 
Diese für einen jungen Menschen völlig unverständliche 
Haltung ist auf den negativen Einfluß, der von ihrem als 
Staatsfeind entlarvten Vater ausging, zurückzuführen.

Die 36jährige Angeklagte T. entstammt einer Bauem- 
familde. Sie hat die Volksschule besucht, keinen Beruf er­
lernt und die verschiedensten Tätigkeiten verrichtet.

1951 ist sie die zweite Ehe mit dem Heilpraktiker T. ein­
gegangen und aus dem Arbeitsprozeß ausgeschieden. Von 
diesem Zeitpunkt an war sie nur im eigenen Haushalt 
tätig, hat nur für ihren Ehemann gelebt und sich in keiner 
Weise am gesellschaftlichen Leben beteiligt. Mit ihrem 
Ehemann hat sie keine Gespräche über politische Tages­
fragen geführt

Im Juni 1957, einige Tage vor den Wahlen zu den ört­
lichen Volksvertretungen, wurde die Angeklagte R. von 
ihrem Vater ersucht, eine vom Uhrmachermeister M. hand­
schriftlich verfaßte Hetzschrift in mehreren Exemplaren 
auf ihrer Schreibmaschine anzufertigen. Nachdem 'die An­
geklagte den Inhalt dieser Hetzschrift zur Kenntnis ge­
nommen hatte, lehnte sie zunächst ab, das Geforderte zu 
tun, weil sie sich über den hetzerischen Inhalt des Schrift­
stückes im klaren war. Sie wurde aber von ihrem Vater 
wiederholt, darum gebeten und glaubte, sich seiner Forde­
rung nicht verschließen zu können. Sie fertigte daher etwa 
30 Exemplare mit Hilfe der Schreibmaschine an. In dieser 
Hetzschrift wurden der faschistische Putschversuch am 
17. Juni 1953 verherrlicht und der Erste Sekretär des Zen­
tralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands sowie der Ministerpräsident der Deutschen Demo­
kratischen Republik diffamiert. Darüber hinaus wurde die 
Bevölkerung der Gemeinde M. aufgefordert, der Wahl zu 
den örtlichen Volksvertretungen femzubleiben. Die von der 
Angeklagten R. hergestellten Schriften wurden nachts von 
ihrem Vater und dem selbständigen Uhrmachermeister M. 
in der Gemeinde M. an Anschlagtafeln, Telegrafenmasten, 
Häusern und Gartenzäunen befestigt, um die Bevölkerung 
gegen den Arbeiter-und-Bauern-Staat aufzuwiegeln.

Am 1. Februar 1959 stellte die Angeklagte T. fest, daß der 
Bäckermeister K. ihren Ehemann auf suchte. Dieser hatte 
den T. aufgesucht, um ihn dafür zu gewinnen, eine eben­
falls vom Uhrmachermeister M. handschriftlich gefertigte 
Hetzschrift mit Hilfe einer Schreibmaschine auf eine Ma­
trize zu übertragen. T. hatte daraufhin auch auf der ihm 
zur Verfügung gestellten Schreibmaschine einen entspre­
chenden Versuch unternommen. Er mißglückte aber, weil 
er mit der Schreibmaschine nicht zurechtkam. Am Abend 
des 3. Februar bat er daher seine Ehefrau, die Ange­
klagte T., auf ihrer Schreibmaschine die Matrize zu schrei­
ben, die er bereits eingespannt hatte. Zu diesem Zweck 
legte er ihr auch den Entwurf der Hetzschrift vor, die sich 
gegen den von der Sowjetunion vorgeschlagenen Friedens­
vertragsentwurf mit Deutschland richtete, wüste Beschimp­
fungen gegen die Partei der Arbeiterklasse und ihre 
führenden Persönlichkeiten enthielt, die Politik Adenauers 
verherrlichte und in der Forderung gipfelte, den Arbeiter- 
und-Bauern-Staat zu stürzen. Als Unterschrift trug der 
Entwurf den Namen eines Antifaschisten der Gemeinde M., 
namens N., der Vorsitzender des Ortsausschusses der Natio­
nalen Front ist. Die Angeklagte T. nahm den Entwurf zur 
Kenntnis und fragte ihren Ehemann nach dem Zweck dieser 
Schrift. T. gab ihr zu verstehen, daß die Schrift verviel­
fältigt und an N. und „solche“ verschickt werden solle. 
Nach mehrmaligem Drängen ihres Ehemanns fertigte die T. 
die gewünschte Matrize mit dem wiedergegebenen Inhalt 
an, die später durch K. vervielfältigt werden sollte.

Aus den G r ü n d e n :
Beide Angeklagten haben sich eines Verbrechens 

schuldig gemacht, das sich gegen die ideologisch-poli­
tischen Grundlagen der Arbeiter-und-Bauern-Macht

richtet und den Tatbestand des § 19 Abs. 1 Ziff. 2 und 
Abs. 2 StEG objektiv und subjektiv erfüllt. Die von 
beiden Angeklagten gefertigten Schriftstücke stellten 
Hetze übelster Art gegen die Arbeiter-und-Bauern- 
Macht, gegen ihre Organe und gegen Bürger unseres 
Staates wegen ihrer gesellschaftlichen und staatlichen 
Tätigkeit dar. Derartige Schriften sind im hohen Maße 
gesellschaftsgefährlich, weil sie geeignet sind, Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik gegen die 
Arbeiter-und-Bauern-Macht, gegen führende Persön­
lichkeiten in Staat und Partei aufzuwiegeln, das Ver­
trauen zu ihnen zu erschüttern und auf diese Art und 
Weise die Deutsche Demokratische Republik von innen 
heraus aufzuweichen. Die bereits verurteilten Staats­
feinde K. und M. verfolgten mit der Anfertigung und 
Verbreitung solcher Hetzschriften das Ziel, wie im Falle 
des konterrevolutionären Putschversuchs in Ungarn, 
den Sturz der gesellschaftlichen Verhältnisse in der 
Deutschen Demokratischen Republik vorzubereiten. 
Diesen schmutzigen Machenschaften haben die Ange­
klagten mit der Herstellung der Schriftstücke ihre Hand 
geliehen. Ihr Verhalten ist nicht, wie die Verteidigung 
annimmt, als Beihilfe zur Herstellung eines hetzerischen 
Schriftstücks zu würdigen, sondern als Mittäterschaft 
zu qualifizieren. Der Wortlaut des § 19 Abs. 2 StEG 
läßt auch keine andere Würdigung zu, weil er bereits 
die Herstellung eines Schriftstückes hetzerischen Inhalts 
unter Strafe stellt, und zwar ohne Rücksicht auf die 
geistige Urheberschaft. Sie ist kein Erfordernis des ge­
setzlichen Tatbestandes. Eine andere Einschätzung 
würde eine unzulässige Einengung des Tatbestandes 
bedeuten und dem hohen Grad der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Herstellung solch übler Produkte, wie sie 
von den Angeklagten vorgenommen wurde, keine Rech­
nung tragen. Beide Angeklagten waren sich des hetze­
rischen Inhalts der angefertigten Schriftstücke bewußt, 
so daß sich ihr Vorsatz auf sämtliche Tatbestandsmerk­
male bezog.

§ 11 JGG.
1. Maßnahmen der gesellschaftlichen Erziehung wer­

den in Jugendstrafsachen durch den Ausspruch von 
Weisungen wirksam vorbereitet.

2. Die Weisung für den Täter, sich schriftlich bzw. 
mündlich vor einem bestimmten Personenkreis zu ver­
antworten, ist als Auferlegung besonderer Pflichten nach 
§ 11 JGG möglich.

KrG Oschatz, Urt. vom 16. Juli 1959 - S 64/59.

Der 17 Jahre alte Angeklagte entstammt einer kinder­
reichen Arbeiterfamilie. Nach Beendigung der Grundschule 
schloß er einen Lehrvertrag als Melker ab und arbeitet 
gegenwärtig in einem volkseigenen Gut Vom Betrieb wird 
er als unausgeglichen und oftmals undiszipliniert geschil­
dert. Gesellschaftlich isoliert sich der Angeklagte ebenfalls, 
da er „noch nicht so weit“ sei, um sich zu organisieren.

Am 1. April 1959 wurde der Angeklagte zu einem vier­
wöchigen Lehrgang auf eine landwirtschaftliche Berufs­
schule delegiert, die nahe der Staatsgrenze zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Westzone ge­
legen ist. Dort wurden die Schüler über die örtlichen Ver­
hältnisse belehrt, und sie verpflichteten sich, nicht an bzw. 
über die Grenze zu gehen. Bereits nach einer Woche aber 
löste sich der Angeklagte aus dem Kollektiv und begab 
sich allein zum 5000-Meter-Streifen. Am 17. April über­
schritt er anläßlich eines geringfügigen Streits mit einem 
Schulkameraden die Staatsgrenze der DDR und begab sich 
in das Gebiet der Westzone. Vom westdeutschen Bundes­
grenzschutz vergeblich nach militärischen Geheimnissen 
unseres Staates ausgefragt, wurde er in das Gebiet der 
DDR zurückgeschickt. Nach seinen eigenen Worten wollte 
der Angekagte „nur einmal sehen, wie es dort (in der 
Westzone — die Red.) zugeht“.

Aus den G r ü n d e n :
Nach den getroffenen Feststellungen der Jugendstraf­

kammer war bei dem Angeklagten häufig die Neigung 
zu verspüren, das Gegenteil von dem zu tun, was 
andere für vernünftig und notwendig halten. Das drückt 
sich in seinem Handeln gegen die Anordnungen des 
Lehrausbilders, in der Selbstisolierung vom Kollektiv 
der gleichaltrigen Lehrlinge und Jugendlichen aus und 
gipfelt in dem Verstoß gegen unsere sozialistische Ge­
setzlichkeit, der eine bewußte Verletzung des § 8 Abs. 1 
des Paßgesetzes in der Fassung von 11. Dezember 1957 
darstellt.
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